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VORWORT 

Das wohnpolitische Seminar wurde durch Impulsreferate von Elisabeth Hammer (BAWO) und 
Torsten Bichler (Forum WLH) eröffnet. Anschließend fand eine breite Diskussion mit der Me-
thode des „fish bowl“ statt, die von Sarah Untner moderiert wurde. Leider gab es kurzfristig ei-
nige Absagen. So waren Dagmar Steiner (Wohnungsamt) und Max Rieder (Architekt) wegen 
folgenreicher Unfälle leider verhindert. Für beide konnte auf die Schnelle kein Ersatz gefunden 
werden.  

Elisabeth Hammer musste wegen terminlicher Verpflichtungen in Wien frühzeitig die Veranstal-
tung verlassen und konnte somit an der abschließenden Podiumsdiskussion nicht teilnehmen. 
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Die voranstehende Grafik zeigt die Breite der Aufgabenstellung, mit 
der sich die BAWO beschäftigt: 
 

Individuelle Ursachen werden in der Betreuung bearbeitet … und 
man stößt an Grenzen 

Strukturelle Ursachen werden tendenziell übersehen … oder 
nehmen weniger Raum ein. Dieser Fokus ist allerdings besonders 
wichtig, z.B. Kürzungen, Interessensvertretung etc. 
 

Ziel des Gesamtprozesses sowie des Positionspapiers:  

- Den Diskurs stärker auf Wohnungslosigkeit und 
strukturelle Ursachen von Wohnungslosigkeit lenken.  

- Verantwortlichkeit für Maßnahmen gegen 
Wohnungslosigkeit bei AkteurInnen der 
Wohnungswirtschaft und Wohnpolitik stärken. 

Zur Ausgangslage: 

 Rahmenbedingungen für Wohnen sind 
ein Verteilungsmechanismus für 
Lebenschancen. 

 Wohnen stellt einen Modus für Inklusion 
und Exklusion dar, der besonders 
während biographischer Übergänge 
wirksam ist. 

 Indikatoren zu Wohnen (z.B. 
Kostenentwicklung, Wohnungslosigkeit) 
zeigen, dass Wohnen wieder stärker zu 
einer gesellschaftspolitischen 
Herausforderung geworden ist.  

 Menschen mit niedrigem Einkommen 
sind davon besonders betroffen. 

 Wohnpolitische Instrumente erreichen 
diese Menschen aktuell nur 
unzureichend. 

Die Grundhaltung: 
 
o Wohnpolitik soll weiterhin ein 

sozialstaatliches Instrument für breite 
Bevölkerungsgruppen sein.  

o Aber Menschen mit niedrigem Einkommen 
müssen (wieder) besser erreicht werden.  

o Es braucht daher eine ausgewogene 
Adjustierung des bestehenden 
wohnpolitischen Systems und ein stärkeres 
Zusammenwirken von Wohn- und 
Sozialpolitik. 

WOHNEN FÜR ALLE
Leistbar. Dauerhaft. Inklusiv.

Positionspapier der BAWO – Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe
Elisabeth Hammer – BAWO Obfrau

Forum Wohnungslosenhilfe Salzburg, 04.04.2018

Vom Projekt zum Positionspapier

o Förderung durch das BMASK, Kooperation mit der OeNB
o Drei interaktive Workshops unter Beteiligung von über 45 

ExpertInnen aus den Feldern Wohnpolitik, Wohnbau, 
Wohnrecht und Wohnungslosigkeit.

o Ziele: Fokus auf strukturelle Ursachen von 
Wohnungslosigkeit stärken; aktuell relevante Themen 
sichten und umsetzbare Lösungsvorschläge erarbeiten; 
kompaktes Positionspapier, um die Lösungsansätze in der 
(Fach-)Öffentlichkeit, in Verwaltung und Politik 
verbessert platzieren zu können



Wohn
politik

Die Zielorientierung: 

Wohnen für alle. Leistbar. Dauerhaft. 
Inklusiv. 

 Die 5 materiellen Kriterien: Leistbarkeit 
/ Wohnqualität / Wohnstabilität / 
Wohnort / Zugänglichkeit 

 Die 5 sozialen Kriterien: Soziale Teilhabe 
/ Professionelle Unterstützung / 
Prävention / Freiwilligkeit und 
Zugänglichkeit / Antidiskriminierung 
und Entstigmatisierung 

Dauerhaft 

Ein Wohnverhältnis kann als stabil 
bezeichnet werden, wenn ein Wohnraum 
langfristig gesichert genutzt werden kann. 
Unbefristete Mietverhältnisse verfügen 
somit über ausreichend Wohnstabilität.

Sozial-
politik

Wohn-
politik

Wohnen für alle. Leistbar. Dauerhaft. 

Die 5 materiellen Kriterien: Leistbarkeit 
/ Wohnstabilität / 

 

Die 5 sozialen Kriterien: Soziale Teilhabe 
/ Professionelle Unterstützung / 
Prävention / Freiwilligkeit und 
Zugänglichkeit / Antidiskriminierung 

Leistbar
Leistbarkeit heißt, nach Abzug der Wohnkosten die täglichen 
Bedürfnisse decken und an der Gesellschaft teilhaben zu können.

€ 830 
+ Wohnkosten

€ 1.460 
+ Wohnkosten

(auf Basis des Referenzbudgets 2017)

Ein Wohnverhältnis kann als stabil 
bezeichnet werden, wenn ein Wohnraum 
langfristig gesichert genutzt werden kann. 
Unbefristete Mietverhältnisse verfügen 
somit über ausreichend Wohnstabilität. 

Inklusiv 

Wohnort / Soziale Teilhabe / Professionelle 
Unterstützung / Prävention / Freiwilligkeit und 
Zugänglichkeit / Antidiskriminierung und 
Entstigmatisierung  

 

 

heißt, nach Abzug der Wohnkosten die täglichen 
Bedürfnisse decken und an der Gesellschaft teilhaben zu können.

€ 1.440 
+ Wohnkosten

€ 2.140 
+ Wohnkosten

auf Basis des Referenzbudgets 2017) 

Wohnort / Soziale Teilhabe / Professionelle 
rstützung / Prävention / Freiwilligkeit und 

Zugänglichkeit / Antidiskriminierung und 



Miete fördern – nicht Eigentum

o Ein stabiler und leistbarer Mietsektor ist 
eine Voraussetzung für die adäquate 
Wohnversorgung von Menschen mit 
niedrigen Einkommen.  

o Sowohl im Gemeindebau, als auch in 
Genossenschaften und in der privaten 
Wohnungswirtschaft sind Wohnungen 
auch für Menschen mit niedrigem 
Einkommen bereit zu stellen.

Gemeinnützigen Wohnbau ausbauen 
Zugang verbessern 

o Es braucht eine Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Gemeinnützige 
Bauträger; insbesondere in der 
Bodenbereitstellung.  

o Außerdem ist es unbedingt notwendig, den 
Zugang für Menschen mit niedrigem 
Einkommen zu erleichtern. 

Maßnahmen für existenzsichernde 
Einkommen setzen 

o Um Leistbarkeit zu erreichen, 
höhere Löhne als auch bundesweit höhere 
Sozial- und Sozialversicherungsleistungen 
notwendig. 

nicht Eigentum 

Ein stabiler und leistbarer Mietsektor ist 
eine Voraussetzung für die adäquate 
Wohnversorgung von Menschen mit 

Sowohl im Gemeindebau, als auch in 
Genossenschaften und in der privaten 
Wohnungswirtschaft sind Wohnungen 
auch für Menschen mit niedrigem 
Einkommen bereit zu stellen. 

Mietrechtsgesetz wieder 
mieterInnenfreundlich ausgestalten

o Das Mietrechtsgesetz ist zentral.

o Es muss einen umfassenden 
Anwendungsbereich haben und 
nachvollziehbarer formuliert sein. 

o Mietverträge sollen unbefristet und die 
Miethöhe wirksam begrenzt sein. 

Gemeinnützigen Wohnbau ausbauen – 

Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für Gemeinnützige 
Bauträger; insbesondere in der 

Außerdem ist es unbedingt notwendig, den 
Zugang für Menschen mit niedrigem 
Einkommen zu erleichtern.  

Nutzung von leerstehenden Wohnungen 
fördern 

o Der leerstehende Bestand sollte durch ein 
bundesweit einheitliches Schema erhoben 
werden.  

o Kooperationen mit sozialen 
DienstleisterInnen können die Nutzung 
von Leerstand fördern. 

Maßnahmen für existenzsichernde 

Um Leistbarkeit zu erreichen, sind sowohl 
höhere Löhne als auch bundesweit höhere 

und Sozialversicherungsleistungen 

Kontakt und Rückfragen

BAWO 
Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
Gerichtsgasse 3/2/3, A-1210 
office@bawo.at
01 812 72 02 oder 0680 21 

Elisabeth Hammer – BAWO Obfrau 
Elisabeth.Hammer@bawo.at
0699 19 52 04 56

 

 

mieterInnenfreundlich ausgestalten 

echtsgesetz ist zentral. 

Es muss einen umfassenden 
Anwendungsbereich haben und 
nachvollziehbarer formuliert sein.  

Mietverträge sollen unbefristet und die 
Miethöhe wirksam begrenzt sein.  

Nutzung von leerstehenden Wohnungen 

leerstehende Bestand sollte durch ein 
bundesweit einheitliches Schema erhoben 

Kooperationen mit sozialen 
DienstleisterInnen können die Nutzung 

 

Kontakt und Rückfragen

Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe 
1210 Wien 

02 oder 0680 21 28 503 

BAWO Obfrau 
Elisabeth.Hammer@bawo.at



Zum Download unter www.bawo.at:
o Kurzversion
o Langversion; inkl. ausführlicher 

Informationen zu den elf Strategien 
und Maßnahmen

o Englische Langversion

Die gedruckten Exemplare können 
unter office@bawo.at bestellt werden.

 

 

  



WOHNUNGSLOSIGKEIT IM BUNDESLAND SALZBURG  

Torsten Bichler 
Forum WLH; Caritas / Salzburg 

 

EINLEITUNG 

Die vorliegende Wohnbedarfserhebung des Forum Wohnungslosenhilfe basiert auf den Praxis-
erfahrungen und der Expertise von knapp 100 Mitarbeiter*innen der Wohnungslosenhilfe aus 
ca. 40 Einrichtungen und ca. 20 Organisationen, die durch die Datenerhebung einen wichtigen 
Beitrag für eine konstruktive und sachliche Diskussion leisten. Die WBEH soll nicht als Antwort 
oder Widerspuch zu anderen Studien angesehen werden, sondern vielmehr als Ergänzung der 
theoretischen Auseinandersetzung mit dem Thema Wohnen dienen, um dem Ziel „Wohnen für 
alle: Leistbar. Dauerhaft. Inklusiv“ näher zu kommen.  
 

METHODE 

Die Wohnbedarfserhebung fand wie in den vergangenen Jahren im Erhebungszeitraum 01.-31. 
Oktober statt. Wie im Jahr 2016 waren neben der Stadt Salzburg auch die Bezirke Untersu-
chungsgegenstand. Mittels der freien Online-Umfrage-Software limesurvey wurden soziodemo-
grafische Merkmale, wie Geschlecht, Geburtsdatum und aktueller Aufenthaltsort erhoben. Zu-
dem wurde die jeweilige Wohnsituation, sowie die Anfangsbuchstaben des Familien- und Vor-
namens zur Erfassung von Doppel- und Mehrfachnennungen sowie die Anzahl mitziehender 
minderjähriger Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren abgefragt. Die Antwortkategorien orien-
tieren sich an der von der FEANTSA entwickelten europäischen Typologie von Wohnungslosig-
keit und lassen sich grob in Obdachlosigkeit, Wohnungslosigkeit, ungesichertes Wohnen und 
ungenügendes Wohnen einteilen.  
 

GRUNDGESAMTHEIT UND ZIELGRUPPE 

Die Grundgesamtheit der Erhebung bilden Personen, die nach BAWO-Kriterien von Wohnungs-
losigkeit in Stadt und Land Salzburg betroffen sind. Dazu wurden Institutionen befragt, an wel-
che sich wohnungslose Personen zur Beseitigung ihrer Notlage wenden. Dazu zählen betreute 
Wohneinrichtungen, Notschlafstellen, Beratungsinstitutionen, betreute Arbeitseinrichtungen, 
Pfarren und Klöster, Pensionen und Herbergen, Krankenanstalten, Strafanstalten und sonstige 
Institutionen aus dem psychosozialen Feld. 

Es werden in dieser Erhebung volljährige sowie jugendliche Personen mit österreichischer und 
EU-Staatsbürgerschaft, Konventionsflüchtlinge, Drittstaatsangehörige und Asylwerber*innen 
detailliert erfasst. Zusätzlich wurde die Anzahl an mitziehenden Kindern und Jugendlichen er-
hoben. Aufgrund der fehlenden Dokumentation der persönlichen Daten wird diese Anzahl als 
bloße Zahl zusätzlich zu den mit den Gesamtdaten erhobenen Minderjährigen angegeben. Nicht 
erfasst sind Gäste der Winternotschlafstelle der Sozialen Arbeit gem. GmbH, da die saisonale 
Öffnungszeit außerhalb des Erhebungszeitraums liegt.  

  



GESAMTERGEBNIS OKTOBER 

1393 volljährige und 168 minderjährige Personen
wohnungslos registriert. Zudem wurden zumindest
als mitziehende Minderjährige 
destwert genannt, da die Anzahl der mitziehe
oder Frauen summiert wurden, um Doppelnennungen zu vermeiden. 

Insgesamt wurden im Erhebungszeitraum 
nungsnot erfasst. Das entspricht einer leichten Steigung zum Vorjahr um ca. 2,5%.

 

 

Nähere Details der Erhebung und die Auswertung diverser Profile von Wohnungsnot können 
der ausführlichen Wohnbedarfserhebung entnommen
sind im folgenden Fact-Sheet zur Wohnbedarfserhebung 2017 (siehe nächste Seite) zusamme
gefasst.  

FAZIT DER WOHNBEDARFSERHEBUNG

Die Wohnbedarfserhebung 2017 zeigt einen weiteren Anstieg bei der Wohnungsnot in Salzburg 
auf. Erfreulicherweise ist festzustellen, dass die Zahl der Österreicher*innen in Wohnungsnot im 
vergangenen Jahr deutlich zurückgegangen ist. Die Internationalisierung von Wohnungsnot hat 
sich weiter zugespitzt, so muss der Fokus vor allem auf die gestiege
flüchtlingen gelenkt werden. Diese Österreicher*innen gleichgestellten Personen, werden in 
Salzburg bleiben und müssen daher wohnversorgt werden. Der Appell ist umso dringlicher, als 
dieser Gruppe sehr viele Minderjährige angehöre
von Kindern und Jugendlichen werden über Jahrzehnte in Salzburg spürbar sein. Die Verjüngung 
von Wohnungsnot lässt sich anhand der steigenden Zahlen der unter 20
sunkenen Durchschnittsalter ab

Die Erhebung in den Bezirken Salzburgs hat sich weiterentwickelt, die Ergebnisse entsprechen 
aber weitestgehend den Erwartungen und weichen kaum von der Erhebung in Salzburg
ab. Für die Regionen gilt es, die Qual
Datenbasis zu verbessern, mit welcher spezifische Entwicklungen wie etwaige Wanderungen 
näher beleuchtet werden könnten.
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1393 volljährige und 168 minderjährige Personen wurden mit ihren vollständigen Daten 
Zudem wurden zumindest 244 minderjährige Kinder und Jugendliche 

als mitziehende Minderjährige ohne Angabe von weiteren Daten angeführt. Hier wird der Mi
, da die Anzahl der mitziehenden Minderjährigen nur entweder bei Männern 

oder Frauen summiert wurden, um Doppelnennungen zu vermeiden.  

Insgesamt wurden im Erhebungszeitraum im Bundesland Salzburg 1805 Menschen in Wo
Das entspricht einer leichten Steigung zum Vorjahr um ca. 2,5%.

Nähere Details der Erhebung und die Auswertung diverser Profile von Wohnungsnot können 
der ausführlichen Wohnbedarfserhebung entnommen werden. Die wesentlichen Ergebnisse 

Sheet zur Wohnbedarfserhebung 2017 (siehe nächste Seite) zusamme

OHNBEDARFSERHEBUNG 

Die Wohnbedarfserhebung 2017 zeigt einen weiteren Anstieg bei der Wohnungsnot in Salzburg 
uf. Erfreulicherweise ist festzustellen, dass die Zahl der Österreicher*innen in Wohnungsnot im 

vergangenen Jahr deutlich zurückgegangen ist. Die Internationalisierung von Wohnungsnot hat 
sich weiter zugespitzt, so muss der Fokus vor allem auf die gestiegenen Zahlen bei Konvention
flüchtlingen gelenkt werden. Diese Österreicher*innen gleichgestellten Personen, werden in 
Salzburg bleiben und müssen daher wohnversorgt werden. Der Appell ist umso dringlicher, als 
dieser Gruppe sehr viele Minderjährige angehören. Die sozialen Folgen einer Nichtversorgung 
von Kindern und Jugendlichen werden über Jahrzehnte in Salzburg spürbar sein. Die Verjüngung 
von Wohnungsnot lässt sich anhand der steigenden Zahlen der unter 20-jährigen und dem g
sunkenen Durchschnittsalter ablesen und sollte Warnung genug sein.  

Die Erhebung in den Bezirken Salzburgs hat sich weiterentwickelt, die Ergebnisse entsprechen 
aber weitestgehend den Erwartungen und weichen kaum von der Erhebung in Salzburg
ab. Für die Regionen gilt es, die Qualität der kommenden Erhebung weiter zu verbessern, um die 
Datenbasis zu verbessern, mit welcher spezifische Entwicklungen wie etwaige Wanderungen 

her beleuchtet werden könnten. 
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FACT-SHEET ZUR WOHNBEDARFSERHEBUNG 2017   

für das Bundesland Salzburg im Auftrag des  

 

 

 

 

 

Rahmenbedingungen der Erhebung 

Durchführungszeitraum :  01.10.2017 – 31.03.2018 

Erhebungszeitraum:  01.-31.10.2017 

Durchführungsregion:  Salzburg Land  

Teilnehmer*innen:   78 Nutzer*innen, 39 Einrichtungen, 19 
Organisationen 

 

Autor:     Torsten Bichler, BA MA  

Ort:    Anton Graf-Straße 4 

    5020 Salzburg 

     
Ergebnisse: 

Gesamt:  1805 Erwachsene und Minderjährige  
  Männer: 1006; Frauen: 385; ohne Angabe: 2 

Minderjährige: 412 

Geschlecht:  30% weiblich, 70% männlich 

Durchschnittsalter: 34,15 Jahre 

Altersverteilung: ca. 53% < 30 Jahre; 23% < 18 Jahre alt 

Aufenthaltsort: 88% Stadt Salzburg; 5% Flachgau, 3% Pinzgau, 2% Ten-
nengau, 2% Pongau; 0% Lungau 

Wohnstatus:   Obdachlos:    369  

   Wohnungslos:   329  

   Ungesichertes Wohnen: 673  

   Ungenügendes Wohnen: 256  

Aufenthaltsstatus: Österreicher*innen  551  
   Konventionsflüchtlinge 497 

   EU-Bürger*innen   298 

   Drittstaatangehörige   156 

   Subs. Schutzberechtigte   78  
   Asylwerber*innen    28  
   Sonstige     31 



WOHNPOLITISCHES SEMINAR: 
POSITIONEN UND STRATEGIEN GEGEN DIE WOHNUNGSNOT  

 
Moderation: Sarah Untner 

raumsinn / Salzburg 
 

In drei Etappen erhielten eingeladene Gäste die Möglichkeit, in einem kurzen Input ihre persön-
liche Sicht zu Themenbereichen rund um Wohnungsnot und regionale / kommunale Wohnpoli-
tik zur Diskussion zu stellen. Im Anschluss daran konnten sich TeilnehmerInnen aus dem Publi-
kum für den inneren Kreis melden und sich direkt an der Diskussion beteiligen. 
 

 

  



 

Seite | 13 

DER POLITISCH-ADMINISTRATIVE KONTEXT 

Das erste temporäre Podium zum Themenschwerpunkt Administration und Politik setzte sich 
zusammen aus: 

 Andreas Eichhorn, Sozialabteilung des Landes Salzburg 
 Walter Aigner, Wohnbauabteilung des Landes Salzburg 
 Roland Meisl, Landtagsklub der SPÖ 
 Josef Scheinast, Landtagsklub der Grünen 

 

Unsere Fragen an die Runde waren sehr umfassend und haben in der Folge zu einer intensiven 
Diskussion geführt:  

 Was macht die Salzburger Politik, um das Recht auf Wohnen zu gewährleisten? 

 Welche Instrumente werden entwickelt und eingesetzt, um Wohnen leistbar zu machen? 

 Wie tragen Sozialplanung und –administration zur Prävention von Wohnungslosigkeit 
bei? 

 Welchen Beitrag leisten Sozialplanung und –administration, damit Wohnungsnot bewäl-
tigt werden kann? 

Abteilungsleiter Eichhorn bestätigt in seinem Eröffnungsstatement die von Elisabeth Hammer in 
ihrem Einführungsreferat getroffene Feststellung, wonach zur Bewältigung von Wohnungslosig-
keit eine systematische Verschränkung von sozial- und wohnpolitischen Vorsorgen unerlässlich 
wäre. Unter den derzeit gegebenen Vorgaben und mit den vorhandenen Ressourcen ist es der 
Sozialadministration bestenfalls möglich, mehr / minder nennenswerte Verschiebungen inner-
halb des Problembereiches von Wohnungsnot zu realisieren. So kann etwa dazu beigetragen 
werden, dass obdachlose Personen in befristete betreute Wohnverhältnisse wechseln, so ist es 
durch andere Maßnahmen möglich, verdeckt wohnungslose Personen aus ihrer temporären 
Unterkunft bei Bekannten in unsichere befristete Wohnverhältnisse – z.B. Billigpension – zu 
heben.  

Grundlage für die Beiträge der Sozialadministration zur Bewältigung von Wohnungsnot und 
Wohnungslosigkeit ist jedenfalls eine systematische Erhebung der quantitativen und qualitati-
ven Aspekte von Wohnungsnot im Bundesland Salzburg. Deshalb beteiligt sich die Sozialabtei-
lung des Landes an der regelmäßigen Erhebung, welche im Jahr 2018 nun bereits zum 2. Mal 
finanziell gefördert wird. Weitere Maßnahmen zur Förderung der fachlichen Entwicklung und 
zur Verbesserung der Standards der WLH sind aktuell in Vorbereitung. 

Abteilungsleiter Aigner betont, dass betreffend Ziel- und Wirkungsorientierung Bedarfe ordent-
lich erhoben werden müssen – gemeinsam von Sozial- und Wohnbauabteilung unter Mitwirkung 
der GBV, der Gemeinden, Gebietskörperschaften etc.  
 

RAUMORDNUNG BIETET NEUE INSTRUMENTE FÜR STEUERUNG 

Abteilungsleiter Aigner verweist auf die Novellierung des Raumordnungsgesetzes, womit nun 
neue Instrumente vorhanden sind, um den Neubau von leistbaren Wohnungen sicherstellen zu 
können. Damit ist es zumindest ansatzweise möglich, dem Problem der wachsenden Grundprei-
se zu begegnen und durch entsprechende Widmungen sicherzustellen, dass sozialer Wohnbau 
zu erschwinglichen Preisen möglich ist. Jetzt wird es vor allem darauf ankommen, wie die ge-
setzliche Vorgabe der Widmung für sozialen Mietwohnbau umgesetzt wird.  
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Das betrifft vor allem die Kooperation von Wohnbauträgern und Gemeinden. Problematisch 
erscheint auch, dass es derzeit kaum möglich ist, gesicherte Feststellungen zum Bedarf zu tref-
fen. Eine differenzierte Bedarfserhebung müsste in erster Linie auf die Ebene der Stadt einge-
hen, die Trends und Entwicklungen im „Speckgürtel“ erkunden und im Übrigen dann auch die 
entfernteren ländlichen Regionen, insb. Innergebirg, erfassen.  
 

PERSPEKTIVEN EINER SOZIALEN BESTANDSPOLITIK – DURCH GEMEINNÜTZIGE 

Die Gemeinnützigen haben in ihrem Bestand auch bereits ausfinanzierte Wohnungen, die ent-
sprechend günstig weitervermietet werden können. Für diese Wohnungen sollten im Falle einer 
Neuvermietung spezielle Vergaberegeln verpflichtet werden, transparent und zur Bekämpfung 
von Wohnungsnot zweckgewidmet. Diesbezüglich wird sich die öffentliche Hand / insbesondere 
die kommunale Politik verstärkt dafür einsetzen müssen, durch eine gezielte Vergabe dieser 
leistbaren Wohnungen zur Bekämpfung von Wohnungsnot beizutragen. 

Insbesondere sind die Gemeinden aufgefordert, sich aktiv in die Bereitstellung von leistbarem 
Bauland einzumischen und eine entsprechende Bodenbevorratung zu gewährleisten. Dement-
sprechend ist es wichtig, wie die Gemeinden mit den Umwidmungsgewinnen umgehen. Die 
Ausweisung als Bauland führt ja in jedem Fall zu einer erheblichen Aufwertung des Grundwerts 
und produziert mithin einen Umwidmungsgewinn. Es sollte eigentlich selbstverständlich sein, 
dass die Gemeinden von dieser Aufwertung ebenfalls profitieren, z.B. indem ein entsprechender 
Anteil des bebaubaren Grundes für förderbaren Mietwohnungsbau eingesetzt wird. 

Hier gilt es, endlich mit dem Paradigma zu brechen, wonach das Primat der Wohnpolitik auf der 
Förderung von Wohneigentum liegt. Das althergebrachte Eigenheim-Leitbild verhindert be-
darfsorientierte Initiativen für förderbaren Mietwohnungsbau und geht an den Bedürfnissen 
eines großen Teils der Bevölkerung vorbei. 

Landtagsabgeordneter Meisl verweist darauf, dass es in Zukunft einen wachsenden Bedarf nach 
kleineren und mithin leistbaren Wohneinheiten gibt. Hier sind Gemeinden sowie Gemeinnützige 
Bauträger gleichermaßen gefordert, entsprechende Vorsorgen zu treffen.  
 

KOMMUNALE VERANTWORTUNG FÜR MIETWOHNBAU 

Abteilungsleiter Aigner hält es leider nicht für selbstverständlich, dass die Gemeinden aktiv Ver-
antwortung für den geförderten Mietwohnungsbau übernehmen. Hier wird es Initiativen brau-
chen, um ein entsprechendes Problembewusstsein zu wecken und sicherzustellen, dass konkret 
auf Bedarfs- und Kostenentwicklung geachtet wird. Insgesamt wird es in Zukunft darauf an-
kommen, dass der Mietwohnungsbau prioritär behandelt wird. Da gibt es noch viel Luft nach 
oben.  

Zudem erweist es sich als problematisch, dass viele Wohnungen keiner regulären Wohnnutzung 
im Sinne eines Hauptwohnsitzes zur Verfügung stehen. In vielen Gemeinden – auch in der Stadt 
Salzburg – werden zunehmend Wohnungen als Zweitwohnungen genützt oder stehen überhaupt 
leer. Hier braucht es Instrumente und Initiativen, um in diesen Segmenten des Wohnungsbe-
standes regelnd eingreifen und reguläre Wohnnutzung realisieren zu können. Derzeit ist jedoch 
zu beobachten, dass sich nur wenige Gemeinden aktiv um Kontrolle und Steuerung der Nutzung 
des Wohnbestands sowie einer aktiven Bestandspflege bemühen. 
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SUBJEKTIVE VERSUS OBJEKTIVE WOHNBAUFÖRDERUNG 

Abteilungsleiter Aigner warnt vor einer Verschiebung der Fördermittel in Richtung der subjekti-
ven Wohnbauförderung und verweist darauf, dass die die Öffnung der Wohnbeihilfe für private 
Mietwohnungen sowie für befristete Mietverhältnisse dazu geführt hat, dass mittlerweile ca. 
15% der Wohnbaufördermittel für Wohnbeihilfe aufgewendet werden. Dieses Geld geht dem 
Wohnbau verloren. Dieser Betrag fehlt für Maßnahmen auf der strukturellen Ebene, um die 
Preisentwicklung einzudämmen. Zwar ist es richtig, dass sich aus der Preisentwicklung für viele 
Haushalte große bis existenzielle Belastungen ergeben, die durch subjektive Förderungen – in 
Ergänzung bzw. im Vorfeld der BMS – abgefedert werden müssen. Nachdem jedoch mit einer 
weiteren Verteuerung von Wohnen gerechnet werden muss, während Löhne und Einkommen 
erheblich langsamer steigen, muss damit gerechnet werden, dass der Bedarf nach entsprechen-
den Förderungen der Wohnkostenbelastung drastisch zunimmt. Hier wird auf Sicht überlegt 
werden müssen, welche Prioritäten gesetzt werden müssen. 
 

WOHNEN UND ARBEIT 

Landtagsabgeordneter Meisl weist in seinem Input auf den Zusammenhang von Arbeit und Ein-
kommen einerseits sowie die Leistbarkeit von Wohnen andererseits hin. Um den daraus entste-
henden Herausforderungen entsprechen zu können, fordert er von der Landespolitik eine flexib-
lere Anwendung der ROG-Vorgaben zur Ansiedlung von Betrieben ein. Am Beispiel der Auswei-
sung eines aktuell nicht genutzten Baulands in Kuchl prangert er die kontraproduktive Starrheit 
der Behörde an, die nicht in der Lage ist, die vorliegende Industrieausweisung gemäß eines An-
siedlungsantrages eines Gewerbebetriebs durch eine entsprechende Umwidmung bedarfsgemäß 
umzuwandeln. In Ermangelung einer zu erwartenden Industrieansiedlung bleibt diese Brache 
aber ungenutzt, entsprechende Arbeitsplätze können nicht geschaffen werden. 

Um Arbeiten und Wohnen vereinbaren zu können, braucht es nun einmal Arbeitsplätze in zu-
mutbarer Entfernung vom Wohnort / in der Region. Das kann jedoch nur eine aktive Raumord-
nung gewährleisten, die auf Baulandmobilisierung und –ausweisung setzt.  

Einer aktiven und planmäßigen Wohnpolitik kommt, so Abteilungsleiter Eichhorn, auch in Hin-
blick auf die Integration von zugewanderten Personen zentrale Bedeutung zu. Dies muss insbe-
sondere bei der laufenden Bedarfserhebung und der regelmäßigen Überprüfung der Zielerrei-
chung beachtet werden. Im Konkreten wäre diesbezüglich zu überprüfen, wie es um die Zugänge 
zu leistbarem Wohnen bestellt ist, ob ausreichende Angebote der sozialen Infrastruktur verfüg-
bar sind etc. und wie entsprechende Initiativen zur Verbesserung der Ausgangslage realisiert 
werden können.  
 

PLANMÄßIGER EINSATZ DER WOHNBAUFÖRDERMITTEL 

Die Wohnbauförderung verfügt jährlich über etwa 140 Millionen €. Das ist viel Geld, das jedoch 
nur sekundär den Wohnungssuchenden zugutekommt, sondern überwiegend als Durchläufer an 
Banken, Bauträger und Grundbesitzer vergeben wird. Umso wichtiger ist laut Direktor Sturm 
deshalb, dass die Kommunen / Gemeinden eine eigenständige und aktive Wohnpolitik machen, 
um sicherstellen zu können, dass die Wohnungssuchenden davon profitieren. Er appelliert des-
halb an die Gemeinden, die Kategorie des förderbaren Mietwohnbaus in den Vordergrund ihrer 
Wohnpolitik zu stellen und in entsprechenden Raumordnungsverträgen zu verankern. Seiner 
Ansicht nach wäre ein Schlüssel von 75% Mietwohnbau und 25% Wohneigentum vertretbar.  

Landtagsabgeordneter Scheinast verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass die Öffnung 
der Wohnbauförderung für private und profitorientierte Bauträger entgegen den entsprechen-
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den Begründungen, wonach eine Erhöhung des Mitteleinsatzes und eine Intensivierung der Bau-
tätigkeit zur Folge hätte, tatsächlich keine Kostensenkung bewirkt hätte. Seiner Ansicht wäre es 
an der Zeit, diese Öffnung wieder rückgängig zu machen und geeignete Maßnahmen zu entwi-
ckeln, um Wohnen wieder leistbar zu machen. 

Auch Landtagsabgeordneter Meisl argumentiert für eine Rücknahme der Einbeziehung von Pri-
vatkapital in die Wohnbauförderung, weil die Öffnung des Wohnungsmarktes für private Bau-
träger keine Perspektive zur Einlösung des Leitsatzes „leistbares Wohnen für alle“ darstelle. Der 
Appell an den ‚guten Willen‘ der WohneigentümerInnen wirkt offensichtlich nur sehr bedingt. So 
wäre z.B. zur Mobilisierung von leer stehendem Wohnraum wohl eher die Strategie Daumen-
schraube, z.B. durch Erhöhung der Leerstands- und Infrastrukturabgabe, angebracht. 

Jedenfalls wird es in Zukunft einer systematischen Kontrolle des Leerstands sowie des Zweit-
wohnungsbestands bedürfen. Schoibl problematisiert den aktuellen Stand der Entwicklung, wo-
nach der nicht regulär genutzte Bestand an verfügbaren Wohnungen stetig zunimmt und mit 
insgesamt mehr als 15.000 Wohneinheiten inzwischen die Größe eines Stadtteils von Salzburg 
ausmacht. Das ist ein unhaltbarer Zustand. Hier ist die Stadt Salzburg gefordert, sich mehr einfal-
len zu lassen, als ein Ansuchen an die EigentümerInnen von leer stehendem Wohnraum, ihre 
Wohnungen gegen Haftungsübernahme durch die Stadt zur Verfügung zu stellen. Beispielhaft 
könnten bewährte Modelle, z.B. Mosaik in Vöcklabruck, und die dabei eingesetzten Methoden 
und Instrumente als Vorbild für Salzburger Initiativen herangezogen werden.  
 

AKTEURINNEN DES (KOMMUNALEN) WOHNUNGSMARKTES 

An der zweiten Podiums-Runde nahmen teil: 

 Edgar Atzmansdorfer (AK) 
 Christian Zeller (Universität – Wirtschaftsgeograph) 
 Christian Sturm (Landesverband der gemeinnützigen Wohnbauträger) 

Auch an diese Runde hat das Forum WLH einige Fragen gerichtet, um so die Diskussion anzulei-
ten:  

 Ist der Topos „soziale Mischung“ ein Mythos? 

 Wie könnte eine förderliche soziale Durchmischung in den Siedlungen realisiert werden? 

 Welchen Beitrag können wir von der Architektur für eine Stadtentwicklung ohne Segregati-
on, Gentrifizierung und ‚gated communities‘ erwarten? 
 

BESTANDSSICHERUNG ALS ZENTRALE AUFGABE DER KOMMUNALEN WOHNPOLITIK 

Arbeiterkämmerer Atzmansdorfer verweist auf die Tatsache, dass Salzburg – im Unterschied zu 
Wien, Graz und Linz – nur über einen kleinen Bestand an Gemeindewohnungen verfügt. Dieser 
Bestand an Salzburger Gemeindewohnungen ist zum einen nahezu unbedeutend und hat somit 
keinerlei Einfluss auf die Preisentwicklung des Wohnungsmarktes. Vor diesem Hintergrund 
stellt sich die zentrale Herausforderung, eine aktive Bestandspolitik zu praktizieren, d.h. keine 
Privatisierungen vorzunehmen und darauf zu achten, entsprechende Sanierungen behutsam zu 
bewerkstelligen. Anstelle von Privatisierung und Schrumpfung des Bestandes sollte vielmehr 
danach getrachtet werden, den Bestand auszubauen, z.B. in Kooperation mit den Gemeinnützi-
gen. 
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Vor diesem Hintergrund erscheint es auch dringlich geboten, dass in der Stadt Salzburg vom 
Fördermodell der Miet-Kauf-Wohnungen Abstand genommen wird, da dieses jeweils nur eine 
befristete Sozialbindung (hinsichtlich Preis, Belegung und Vergabe bei Neuvermietung) vorsieht. 
Nach Ablauf der Bindungsfristen verliert die Stadt jede Kontroll- und Steuermöglichkeit. 

Es steht zu erwarten, dass in Zeiten günstiger Kredite das Interesse der Finanzmärkte an städti-
schem Wohnraum weiterhin wachsen wird, wobei hier die Form der Kapitalanlage mit garan-
tierter Rendite im Vordergrund steht. Dementsprechend ist bereits in den vergangenen Jahr-
zehnten eine kontinuierliche Zunahme des nicht regulär genutzten bis leer stehenden Wohn-
raums zu beobachten. Aktuell forcierte irreguläre und gewerbliche Nutzung, z.B. über Internet-
Plattformen zur Vermittlung von nächteweisen Quartieren, stellt darüber hinaus die städtischen 
Bemühungen um angemessene Formen der Quartiers- und Stadtteilentwicklung gänzlich in Fra-
ge.  

Hier sind Städte in mehrfacher Hinsicht gefordert. Das betrifft zum einen die nötige Kontrolle 
und – bei Bedarf – Intervention zur Abwendung irregulärer Nutzung des Wohnungsbestands. 
Zugleich könnte die günstige Entwicklung der Kreditmärkte auch dazu genützt werden, dass die 
Stadt ‚billiges Geld‘ akquiriert, um so die eigenen Bestände an günstigem Wohnraum sowie Bau-
land zu erweitern. 
 

MYTHOS: SOZIALE MISCHUNG 

Direktor Sturm distanziert sich von der Forderung nach einer sozialen Mischung im geförderten 
Mietwohnungsbau und stellt fest: „Soziale Mischung ist ein Mythos.“ Stattdessen bräuchte es 
eine wohnpolitische Leitlinie, welche die ganze Stadt im Blick hat und sich nicht auf die kleine 
Nische des geförderten Mietwohnungsbaus beschränkt. Was hilft eine ‚gute‘ Mischung in den 
geförderten Siedlungen, wenn im Großteil des Stadtgebietes Gentrifizierung und Ausgrenzung 
die Entwicklung der Stadtteile bestimmen?  

Derzeit verfügen kommunale sowie regionale Wohnpolitik letztlich über keinerlei geeignete 
Instrumente, auf die Durchmischung in den örtlichen Siedlungsgebieten einzuwirken und Ten-
denzen der Entmischung entgegenzuwirken. Darauf nimmt leider auch das neue Raumord-
nungsgesetz nicht ausreichend Bezug. Unter diesen Vorzeichen sind die Städte und Gemeinden 
mit Entwicklungen hinsichtlich der Hauptwohnsitznutzung von Wohnungen bzw. der internet-
gestützten touristischen Nutzung (z.B. über airbnb.at) von privatem Wohneigentum konfron-
tiert, ohne aber planerisch und steuernd eingreifen zu können.  

Die aktuellste Statistik über die Entwicklung des Wohnungsbestands stammt aus dem Jahr 2011. 
Es ist mithin anzunehmen, dass die hier zum Ausdruck kommende Entwicklung nicht stehen 
geblieben ist, dass somit mit einer wesentlichen Ausweitung von irregulärer Nutzung respektive 
Leerstand gerechnet werden muss.  
 

ZUR INFO: ENTWICKLUNG DES WOHNUNGSBESTANDES IN DER STADT SALZBURG, 1981 BIS 2011 

Anzahl der Wohnungen in Salzburg-Stadt   davon mit Hauptwohnsitzmeldung, in %1 

 1981 1991 2001 2011 1981 1991 2001 2011 
Sbg 63.741  68.902  76.605  86.568  89,8  89,7  87,6  82,9 

                                                             
1  Statistik Austria, Wohnen 2013, Wien 2014, S. 22; siehe dazu auch: SIR, Mietwohnbau in der 

Stadt Salzburg, Salzburg 2017; S. 15 
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Der Bestand an Wohnungen ist in der Stadt Salzburg von 1981 bis 2011 um +35,8% gestiegen. 
Zu beachten ist jedoch, dass viele dieser Wohnungen nicht als reguläre Wohnsitze genützt wer-
den. Die bereinigte Zunahme an Wohnungen fällt deutlich bescheidener aus und liegt bei + 25%. 

Zur gleichen Zeit hat allerdings die Anzahl der Wohnungen ohne Hauptwohnsitz deutlich zuge-
nommen. Der Anteil der regulär genützten Wohnungen ist im Zeitraum 1981 – 2011 von 89,8% 
auf 82,9% gesunken. Der Zuwachs an Wohnungen ist somit im Verlauf von 30 Jahren fast zu ei-
nem Drittel in den Zweitwohnungsbestand geflossen und somit sofern überhaupt nur minderer 
Nutzung als Saison- oder Zweitwohnung unterzogen. 

Im Jahr 2011 gab es in Salzburg insgesamt 86.568 Wohnungen. Davon waren 71.765 Wohnun-
gen im Sinne einer Hauptwohnsitzmeldung genützt, während insgesamt 14.803 Wohnungen 
nicht regulär genutzt wurden. Wie viele dieser nicht regulär genützten Wohnungen gänzlich leer 
stehen, ist ebenso wenig bekannt, wie auch aus den Zahlen von Statistik Austria nicht hervor-
geht, aus welchen Motiven diese Form der (Nicht)Nutzung (Zweitwohnsitz, Ferienwohnungen, 
tatsächlicher Leerstand etc.) gewählt wird bzw. warum diese Wohnungen einer regulären Nut-
zung entzogen werden. 
 

RECHT AUF WOHNEN IST EIN LOKALES / REGIONALES ANLIEGEN 

Wirtschaftsgeograph Zeller wirft die Frage in die Diskussion, ob und wenn inwieweit der städti-
schen Wohnpolitik überhaupt daran gelegen wäre, in ihrem Wirkungsbereich ein Recht auf 
Wohnen zu realisieren. Tatsache ist doch vielmehr, dass die kommunale Wohnpolitik ohne 
sichtbare Gegenwehr zulässt, dass sich das internationale Finanzkapital auf dem städtischen 
Wohnungsmarkt stark macht.  

Jedenfalls kann beobachtet werden, dass ein individuelles Recht auf Wohnen für die Interessen 
des internationalen Finanzmarkts nicht nur keinerlei Priorität genießt, sondern im Gegenteil in 
einem klaren Widerspruch dazu steht. Eine kommunale Wohnpolitik, welche die Realisierung 
eines individuellen Rechts auf Wohnen anstrebt, müsste von daher danach trachten, die Wohn-
agenda aus den Fängen des Finanzkapitals zu befreien. 
 

WOHNEN IST EINE GEMEINWOHLAGENDA 

Sozialwissenschafter Schoibl wirft ein, dass die Idee eines individuell durchsetzbaren Rechts auf 
Wohnen auf der Feststellung gründet, das Wohnen ein unverzichtbares Grundbedürfnis dar-
stellt. Damit verbunden ist die Schlussfolgerung, dass auf einem ‚freien‘ Wohnungsmarkt kein 
gleichwertiges Verhältnis zwischen VermieterInnen und MieterInnen realisiert werden kann, 
weil VermieterInnen es sich ohne weiteres leisten können, ihre Wohnungen eben nicht zu ver-
mieten. Demgegenüber stellt Wohnungslosigkeit eben keine realistische Wahloption dar. Woh-
nungssuchende werden sich, wohl oder übel, nach der Decke des Angebotes strecken und im 
Zweifelsfall die preislichen und vertraglichen Bedingungen akzeptieren müssen, welche von den 
WohneigentümerInnen verlangt und vorgegeben werden. Demgemäß dominieren auf dem pri-
vaten Wohnungsmarkt überhöhte Mieten und befristete Wohnverhältnisse. 

Das Leitbild einer sozialen Wohnpolitik greift diese ökonomische Tatsache auf und unternimmt 
den Versuch, die Position der MieterInnen zu unterstützen, MieterInnen und Wohnungssuchen-
den mithin realistische Optionen zur Verfügung zu stellen, ihre Wohnbedürfnisse abdecken zu 
können, und deren Interesse nach nachhaltiger und sicherer Wohnversorgung zu erfüllen. Die 
Entwicklung der vergangenen Jahre & Jahrzehnte zeigt jedoch, dass die Rahmenbedingungen für 
den Schutz von MieterInnen (Mietrecht und Gemeinnützigkeitsrecht) sowie die Förderung von 
MieterInnen (Wohnbauförderung) Stück für Stück ausgehebelt bzw. überhaupt verschlechtert 
wurden. Dies kommt z.B. in der Tatsache zum Ausdruck, dass seit nunmehr mehr als 20 Jahren 
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keine substantielle Anpassung des Mietrechts vorgenommen wurde, mit dem Ergebnis einer 
zunehmenden Einschränkung des Vollanwendungsbereichs des MieterInnenschutzes. 

Recht auf Wohnen sowie Recht auf Schutz vor Ausgrenzung und Wohnungslosigkeit, wie sie in 
den §§ 30 und 31 der Europäischen Sozialcharta ausformuliert und gefordert sind (in Österreich 
dezidiert nicht ratifiziert), bedeuten in weiterer Folge, dass ausnahmslos alle einen diskriminie-
rungsfreien Zugang zu leistbarem Wohnen finden müssten, dass also diese Rechte für alle gelten 
müssten und dass Diskriminierung rechtswidrig und mithin verboten wäre.  

Wenn nun aber der Zugang zu wohnpolitischen Themen, Aufgaben und Herausforderungen im 
Sinne einer Gemeinwohlagenda analog zu Bildung oder Gesundheit neu überdacht werden soll, 
dann müssten auch Paradigmen der Finanzierung geändert und kontraproduktive Vorgaben 
beseitigt werden. Das betrifft etwa das Primat, wonach über die Miete die Errichtungskosten von 
Wohnungen herein gespielt werden müssen. So wird z.B. als selbstverständlich zugelassen, dass 
aus der Vermietung von Wohnraum ein individueller Profit eingestrichen werden darf. So wird 
widerspruchslos zur Kenntnis genommen, dass die Investition von Privatkapital in den Woh-
nungsmarkt mit einer Rendite belohnt wird, die zudem über dem aktuellen Zinsniveau liegt. 
 

WOHNEN IST (K)EINE WARE 

Der Blick auf den Salzburger Wohnungsmarkt macht deutlich, welche Konsequenzen es hat, 
wenn das Grundbedürfnis Wohnen den ‚freien‘ Marktbedingungen überlassen und überantwor-
tet wird. Das Ergebnis dieser Politik liegt auf der Hand: Spaltung und Segmentierung des Woh-
nungsmarktes, Gentrifizierung der innerstädtischen Bereiche links und rechts der Salzach, Zu-
nahme der irregulären bzw. nicht genutzten Wohnungsbestände etc.  

Tatsächlich werden in der Stadt Salzburg jeweils nur kleine Nischen für die Erfüllung sozialer 
An- und Herausforderungen freigehalten – mit, insgesamt gesehen, schrumpfender Tendenz: 

 Gemeindewohnungsbestand – wurde in den letzten 20 Jahren ca. halbiert 

 sozialer Mietwohnungsmarkt – in der Regie von genossenschaftlichen Bauträgern 
und nur z.T. im direkten Einfluss- und Vergabebereich der Stadt 

 soziale Wohnpolitik begnügt sich mit Nischenpolitik und  

 schützt die Nische des kommunal verwalteten Wohnungsmarktes durch diskriminie-
rende und ausgrenzende Vergaberegulative. 
 

KRITIK DER WOHNBAUFÖRDERUNG – ALS FÖRDERUNG DES VERMÖGENDEN SEKTORS 

Die Bestandsmiete ist in den vergangenen Jahren überproportional gestiegen. So werden inzwi-
schen bei Neuanmietungen auf dem Privatwohnungsmarkt Quadratmeterpreise von € 20 oder 
mehr verlangt. Wohnen wird zunehmend unerschwinglich. 

Für Salzburg kann positiv festgehalten werden, dass bei Einzug in eine geförderte Mietwohnung 
kein Grundkostenbeitrag als Einstiegshürde verlangt wird und damit grundsätzlich auch eine 
Wohnversorgung von einkommensschwächeren Haushalten möglich ist. Des Weiteren gilt im 
geförderten Mietwohnungsbau, dass die Wohnkosten im Vergleich zum privaten Wohnungs-
markt (noch) relativ günstig sind. Tatsächlich ist der geförderte Mietwohnungsbau jedoch allei-
ne mengenmäßig nicht in der Lage, auf die Preisentwicklung auf dem privaten Wohnungsmarkt 
mäßigend einzuwirken. Insbesondere ist ja eine ständig steigende Nachfrage nach leistbaren 
Wohnungen festzustellen, die durch die laufende Wohnbauleistung sowie durch Neuvergaben 
aus dem geförderten Wohnungsbestand nicht gedeckt werden kann.  
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In diesem Sinne ist laut Direktor Sturm zu befürchten, dass trotz erheblicher Mittelaufwendun-
gen für den geförderten Mietwohnungsbau keine Verbesserung der Situation auf dem Woh-
nungsmarkt zu erwarten ist. Dazu kommt zudem, dass die Wohnbauförderung zum Teil ja als 
Förderung von Wohneigentum eingesetzt wird. Dieser Teil der Neubauleistung kommt mithin 
gar nicht erst auf dem Mietwohnungsmarkt zum Tragen, schlimmer noch: Einige Jahre später 
fallen diese Wohnungen aus der Sozialbindung und unmittelbar in den Teil des privaten Woh-
nungsbestands, der aktuell vom Mietrecht und dessen Vollanwendungsbereich ausgeklammert 
bleibt. Diese Perspektive trifft auch für das Modell der Miet-Kauf-Wohnungen sowie für alterna-
tive Formen der Privatisierung von geförderten Mietwohnungen zu. 

Mit anderen Worten: Die Wohnbauförderung verzichtet weitgehend auf einen systematischen 
Einfluss auf die (Preis-)Entwicklung des kommunalen Wohnungsmarktes. Eine Neuorientierung 
der Wohnbauförderung, ihrer Schwerpunkte und Instrumente erscheinen unter diesen Ge-
sichtspunkten als überfällig.  
 

LOBBY FÜR MENSCHEN IN WOHNUNGSNOT /  WOHNUNGSLOSIGKEIT 

An dieser Phase der Podiumsdiskussion waren beteiligt: 

 Torsten Bichler, Forum WLH 
 Heinz Schoibl, BAWO (in Vertretung von Elisabeth Hammer, die leider schon weg musste) 

Die Fragen des Forum WLH richteten den Fokus auf das Thema Wohnungslosigkeit und Woh-
nungslosenhilfe: 

 Welche Maßnahmen sind aus Sicht der Wohnungslosenhilfe unerlässlich, um Woh-
nungslosigkeit vermeiden zu können? 

 Welche Schrauben müssen nachgedreht werden, um bereits eingetretene Wohnungs-
losigkeit bekämpfen zu können? 

 Wie müsste eine gemeinwohlorientierte Wohn- und Sozialpolitik aussehen, in der 
Wohnungslosigkeit gar nicht erst zum Problem werden kann? 
 

WLH IST (NOCH) EINE STÄDTISCHE ANGELEGENHEIT 

Um die Frage nach dem Handlungsbedarf, um eine WLH wirkmächtig zu machen, beantworten 
zu können, ist es nötig, kurz auf den Entwicklungsstand der WLH in Salzburg einzugehen. 
Schoibl fasst diesen in folgenden fünf Punkten zusammen: 

 WLH in Salzburg ist eine städtische Angelegenheit. Der Versuch eines regionalen 
Ausbaus der Hilfestruktur ist bislang u.a. daran gescheitert, dass diesbezüglich der 
politische Wille gefehlt hat. Mit den vorliegenden Bedarfserhebungen (Oktober / 
2016 und Oktober 2017) liegen nun zwar ausbaubedürftige aber eben erste Feststel-
lungen zu quantitativen und qualitativen Aspekten der Notwendigkeit einer Regiona-
lisierung der Hilfestruktur vor. Über erste Ankündigungen, diesbezüglich Initiativen 
zur Förderung des Problembewusstseins in den Gemeinden und Bezirken, zur struk-
turellen Grundlegung von Austausch, Kooperation und Koordination auf bezirklicher 
Ebene sowie zum Start konkreter Hilfeangebote im eher ländlichen Kontext, insb. 
Innergebirg, sind wir in Salzburg bisher jedoch noch nicht hinausgekommen. 

 Wie Elisabeth Hammer in ihrer eindrücklichen Präsentation der wohnpolitischen 
Rahmenbedingungen und Perspektiven deutlich gemacht hat, liegt der Fokus der 
WLH auf den individuellen Aspekten und Ursachen von Wohnungslosigkeit. Dieser 
Befund gilt auch für die WLH in Salzburg, die nach wie vor nur wenige Möglichkeiten 
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hat, auf strukturelle Problemlagen und Mangelsituationen einzugehen. Das betrifft in 
erster Linie die Aufgabenstellung der Verhinderung von Wohnungslosigkeit. Nach 
wie vor gilt – gleichermaßen in der Stadt Salzburg wie auch in den Bezirken -, dass in 
Wohnungslosigkeit delogiert wird, dass die Prävention von Wohnungslosigkeit, insb. 
geht es hier um die Verhinderung von Delogierungen, über denkbar unzureichende 
Ressourcen und Kompetenzen verfügt. Kritisch ist hier anzumerken, dass im Bundes-
land Salzburg – im Gegensatz zu anderen Bundesländern – der jährliche Anfall von 
gerichtlichen Verfahren zur Kündigung von Mietverhältnissen sowie von Räumungs-
exekutionsklagen und Zwangsräumungen kontinuierlich zunimmt. 

 In ihrer eigentlichen Kernaufgabe der Bewältigung von Wohnungslosigkeit erweist 
sich die WLH in Salzburg-Stadt tendenziell als überfordert. In seiner Vorstellung der 
Ergebnisse der jüngsten Erhebung von quantitativen und qualitativen Aspekten der 
Wohnungslosigkeit in Salzburg hat Torsten Bichler auf die Tatsache verwiesen, dass 
Wohnungslosigkeit zu einem hohen Ausmaß als ansatzweise verdeckte Wohnungslo-
sigkeit auftritt, dass viele Menschen in extremer Wohnungsnot bei Bekannten, Ver-
wandten oder in höchst prekären Übergangslösungen Hilfe und Unterstützung su-
chen und nicht oder nicht mehr in den formellen Hilfestrukturen aufgenommen wer-
den. 

 Wohnungslosigkeit ist eine extreme Form von Armut und Ausgrenzung. Diese Notla-
ge zeichnet sich wesentlich dadurch aus, dass sie expansiv ist, d.h. Schritt für Schritt 
elementare Verschlechterungen weiterer Lebensbereiche (Gesundheit, Bildung, sozi-
ale und demokratische Teilhabe etc.) auftreten. Insgesamt ist jedoch zu beachten, 
dass Armut, Ausgrenzung und Wohnungslosigkeit sich mit zunehmender Dauer ver-
festigen und chronifizieren können und dass – je nach Dauer der Verfestigung – eine 
Bewältigung dieser Notlage schwieriger / aufwändiger zu bewerkstelligen ist. Dieser 
Problemlage ist die WLH in Salzburg in fortschreitendem Ausmaß ausgesetzt, was 
letztlich auch in den Ergebnissen der Wohnungslosenerhebung der letzten Jahre zum 
Ausdruck kommt. 

 In der Salzburger WLH nehmen Einrichtungen der Notversorgung (wie Notschlafstel-
len) und der Existenzsicherung (Sozialberatungsstellen) einen großen Stellenwert 
ein, ohne dass damit jedoch gewährleistet wäre, dass eine rasche Hilfestellung und 
Vorsorge für die Bewältigung von Wohnungslosigkeit gewährleistet wäre. Das ist vor 
allem auch darauf zurückzuführen, dass die Salzburger WLH keine adäquate Mitwir-
kung bei der Vergabe von leistbaren Wohnungen hat. Die unzureichende Vorsorge 
von Wohnungen für die Ablöse aus Einrichtungen der WLH führt zu einem ständigen 
Flaschenhalseffekt, der zu einer längeren Verweildauer in Wohnungslosigkeit und zu 
einem Drehtüreffekt (von einer WLH-Einrichtung in die andere) führt. Zudem ist hier 
das Risiko des Rückfalls in problematische Formen des Wohnprekariats gegeben. 
Fehlende Angebote für einzelne Zielgruppen, z.B. Frauen mit Kindern sowie psy-
chisch kranke Menschen in Wohnungsnot, verschärfen die Rahmenbedingungen für 
eine Bewältigung von Wohnungslosigkeit. 
 

ENTWICKLUNGSPERSPEKTIVEN UND –BEDARFE DER WLH 

Eine Weiterentwicklung der WLH ist dringend geboten. Das betrifft insb. Aufgaben der Präventi-
on von Wohnungslosigkeit sowie der Vermittlung in leistbare Wohnungen. Im Einzelnen:  

 Die Deckelung der aus Mitteln der BMS förderbaren Wohnkosten erweist sich in der 
Praxis als höchst hinderlich. Erschwerend kommt dazu, dass der per Verordnung 
festgelegte höchst zulässige Wohnaufwand (HWA) seit mehr als 10 Jahren nicht valo-
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risiert wurde. Um a) Delogierungen verhindern, b) Wohnverhältnisse erhalten sowie 
c) Anmietungen zur Bewältigung von Wohnungslosigkeit vornehmen zu können, ist 
eine Neuordnung des finanziellen Rahmens unerlässlich.  

 Um die Chancen für die Vermittlung von wohnungslosen Menschen in leistbare 
Wohnungen zu verbessern, benötigt die WLH eine Verbesserung der Zugänge, z.B. 
durch die Bereitstellung von Wohnkontingenten für die Bewältigung von Wohnungs-
losigkeit.  

 Hilfreich erschiene diesbezüglich auch, wenn zum einen Wohnungslosigkeit als Kri-
terium für die Vergabe von Wohnungen aus dem kommunalen Wohnungsbestand 
entsprechende Berücksichtigung fände und die Vergabekriterien in dieser Hinsicht 
konkretisiert würden (vgl. dazu „Soziales Netzwerk Wohnen“ in Vorarlberg). 

 Modelle in anderen österreichischen Bundesländern verweisen auf gangbare Initiati-
ven zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Bewältigung von Wohnungs-
losigkeit durch eine systematische Beteiligung von WLH-Einrichtungen an der Ver-
gabe kostengünstiger Wohnungen aus dem kommunalen Wohnungsbestand (vgl. da-
zu „Wieder Wohnen“ in Wien.) 
 

KOOPERATION DER WLH MIT DER STADT / INSBESONDERE MIT DEM WOHNUNGSAMT 

Der Sozialarbeiter Torsten Bichler betonte, dass sich in den letzten Jahren eine gute Kooperation 
von WLH und dem Wohnungsamt entwickelt hat, die über den Austausch von Erfahrungen und 
Bedarfsanmeldungen aus der Praxis der Sozialen Arbeit hinausgeht. Leider war es jedoch bisher 
nur ansatzweise möglich, dass sich das Wohnungsamt an der jährlichen Erhebung von quantita-
tiven und qualitativen Aspekten der Wohnungsnot beteiligte. Aktuell ist allerdings die veraltete 
EDV des Wohnungsamtes in Überarbeitung, was hoffentlich eine systematische Zusammenfüh-
rung von Daten erleichtern bzw. ermöglichen könnte. Aktuell steht auch eine Überarbeitung der 
Vergabekriterien des Wohnungsamtes an. Die WLH wurde bereits eingeladen, eigene Wünsche 
und Vorschläge zu präsentieren und so zu einer Verbesserung der Kooperation von WLH und 
Wohnungsverwaltung beizutragen.  

Gemeinderätin Brandstätter berichtet von ihren praktischen Erfahrungen im Wohnungsverga-
beausschuss und betont, dass das Wohnungsamt um Transparenz bemüht ist, aber vor dem gro-
ßen Problem des Zuzugs und der wachsenden Nachfrage nach günstigen / leistbaren Wohnun-
gen steht. Brandstätter hält fest, dass sie derzeit keine Möglichkeit sieht, von der Praxis einer 
dreijährigen Wartezeit Abstand zu nehmen. Die Anwartschaft auf eine Gemeindewohnung ist in 
Salzburg für den Zeitraum von 3 Jahren ausgeschlossen und deshalb notwendig, um den Zu-
sammenbruch des Gesamtsystems zu vermeiden. 

Diese Position wird auch von der anwesenden SPÖ-Mandatarin geteilt, die in ihrem Beitrag for-
muliert: „Residenzpflicht hilft vor Zusammenbruch!“ Kritisch moniert der Wirtschaftsgeograph 
Zeller, dass diese Haltung seinem Verständnis nach in Widerspruch zum Grundverständnis der 
SozialdemokratInnen stünde und eine Einschränkung von Solidarität und treffsicherer Unter-
stützung bedeutet. 

Der Sozialwissenschafter Schoibl unterstreicht diese Einschätzung und appelliert an die kom-
munale Politik und Verwaltung, Regulative für eine diskriminierungsfreie Vergabe und Wohn-
versorgung zu entwickeln. 
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SCHLUSS 

Die VeranstalterInnen bedanken sich bei den TeilnehmerInnen und bei Sarah Untner für ihre 
Beiträge zur Moderation der Diskussion und kündigen an, auch in Zukunft aktiv an der Wohnpo-
litik in Stadt und Land Salzburg teilzunehmen, über allfällige Zwischenergebnisse öffentlich zu 
berichten und spätestens im Frühjahr 2019 mit den Ergebnissen der nächsten Wohnungslosen-
erhebung wieder an die Öffentlichkeit zu gehen. 
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Publikation: Salzburger Nachrichten, Datum:05.04.2018 

 

1805  MENSCHEN IN SALZBURG MIT WOHNBEDARF 

 

UNTER DEN BETROFFENEN BEFINDEN SICH AUCH 412 KINDER.   

 

salzburg-stadt. Mit seiner Wohnbedarfserhebung widerspricht das Forum Wohnungslosenhilfe 
den Ergebnissen einer SIR-Studie im Auftrag der Stadt Salzburg. Darin war vor zwei Wochen 
darauf hingewiesen worden, dass niemand wohnungslos sei. Laut der am Mittwoch veröffent-
lichten Erhebung sind mehr als 300 Menschen obdachlos, zumindest 329 Menschen sind woh-
nungslos. Rund 1000 Personen sind von subtileren Formen verdeckter Wohnungslosigkeit be-
troffen, etwa weil sie auf zu engem Raum leben oder Gewalt eines Partners ertragen, um nicht 
auf der Straße zu landen. 88 Prozent der Betroffenen leben in der Stadt.  

 

Author:  Publikation: Salzburger Nachrichten  

Ausgabedatum: 2018-04-05 / Ressort: Lokal / Seite: L7 

  



 

Seite | 26 

WOHNUNGSNOT:  HINSCHAUEN STATT WEGSCHAUEN! 

 
Presseaussendung des Forums WLH vom 20.03.2018 

 

Utl: Kaum Wohnungslose, keine Wohnungsnot? Forum Wohnungslosenhilfe widerspricht Aus-
sagen von Vizebürgermeisterin Hagenauer und stellt fest, dass wesentliche Fakten in prä-
sentierter SIR-Studie nicht berücksichtigt werden. 

 

Mehr als erstaunt reagierten die VertreterInnen des Forum Wohnungslosenhilfe auf die Aussa-
gen von Vizebürgermeisterin Anja Hagenauer, dass die Wohnungsnot in der Stadt Salzburg ein 
„Mythos“ sei und dass es „kaum echte Wohnungslose“ gebe. Die am vergangenen Freitag präsen-
tierte Studie des SIR (Salzburger Institut für Raumordnung) biete zwar interessante und um-
fangreiche Fakten zu Wohnbauförderung, Bautätigkeit und Bevölkerungsentwicklung, würde 
aber wesentliche Fakten zum Themenbereich Wohnungsnot gänzlich ausblenden. 

Dazu zählen z.B. die seit 20 Jahren stetig steigenden Mietpreise, der riesige Leerstand, die unzäh-
ligen Überbelagsfälle, die täglichen Erfahrungen in zahlreichen Beratungsstellen oder auch die 
seit 15 Jahren nicht angehobenen Leistungen der Mindestsicherung etc. Fragen wie diese wer-
den ebenso ausgeblendet wie die Ergebnisse der jährlichen Wohnbedarfserhebungen des Forum 
WLH, das verwundere sehr. Und zu behaupten, es gebe „kaum echte Wohnungslose“, ohne auf 
die Ergebnisse der jährlichen Wohnungslosenerhebung, an denen sich neben den Einrichtungen 
der Wohnungslosenhilfe soziale Dienste aus unterschiedlichen Aufgabenbereichen beteiligen, 
auch nur anzusprechen, sei doch – vorsichtig formuliert – sehr überraschend. Mehr als 1.800 
erwachsene Personen, die im Oktober 2016 als wohnungslos registriert wurden, auszublenden, 
könne man nicht verstehen und nachvollziehen. Diese würden tagtäglich in den Beratungs- und 
Notschlafstellen eine „sehr reale“ Herausforderung darstellen. 

Die präsentierte Studie zeige, dass in der Stadt Salzburg vieles erreicht wurde und es auch zahl-
reiche Angebote gebe. Dennoch sei der Handlungsbedarf riesig, und zwar für alle politischen 
Ebenen. Der Bund müsse das Mietrechtsgesetz anpassen, das Land im Rahmen der Wohnbau-
förderung und der ungenügenden Wohnungslosenhilfe nachbessern. Und auch die Stadt habe 
noch „Luft nach oben“, zum Beispiel bei den Vergabekriterien oder auch beim Ausbau der Ver-
sorgungsangebote. So habe die Stadt Salzburg als einzige größere Stadt in Österreich noch im-
mer keine Notversorgung für wohnungslose Frauen. Nach wie vor gibt es in Salzburg kein regu-
läres Wohnungskontingent für die Wohnversorgung von wohnungslosen Menschen. Hier könne 
die Stadt Salzburg endlich nachziehen. 

Am 04. April, Tag der Wohnungsnot, sei Gelegenheit, all diese Fragen im Detail zu diskutieren. 
Die Vizebürgereisterin sei selbstverständlich eingeladen und habe ihre Teilnahme auch schon 
zugesagt. 

 

Kontakt und Rückfragen: 

Für das Forum Wohnungslosenhilfe - Heinz Schoibl, Tel 0662 879 504 

 


